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A. Allgemeine Regeln 

 
 
§ 1 Vertragsinhalt 

1. Diese Vertragsbedingungen gelten für alle Liefe-
rungen und Leistungen von bpi. Sie gelten auch für 
vorvertragliche geschäftliche Kontakte, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Aufnahme von 
Vertragsverhandlungen oder der Anbahnung von 
Verträgen. Es gelten ausschließlich die Vertrags-
bedingungen von bpi, andere Bedingungen werden 
nicht Vertragsinhalt, auch wenn bpi ihnen nicht aus-
drücklich widerspricht. 

2. Auch wenn beim Abschluss weiterer Verträge hier-
auf nicht nochmals hingewiesen wird, gelten die 
AVB von bpi  im kaufmännischen Verkehr in ihrer 
jeweils gültigen Fassung, es sei denn, die Ver-
tragspartner vereinbaren schriftlich etwas anderes. 

3. Die Darstellung von Beschaffenheitsmerkmalen in 
Testprogrammen, Produkt- und Projektbeschrei-
bungen sind keine Garantiezusagen. Die Zusage 
einer Garantie bedarf der ausdrücklichen schriftli-
chen Bestätigung von bpi.  

4. Angebote von bpi sind freibleibend und unver-
bindlich, es sei denn, das Angebot ist ausdrücklich 
schriftlich als bindend bezeichnet. Angebote des 
Auftraggebers sind für diesen vier Wochen ver-
bindlich. Ein Vertrag kommt durch schriftliche Auf-
tragsbestätigung von bpi oder dadurch zustande, 
dass bpi den Auftrag ausführt. Ein solcher Auftrag 
liegt auch bei einem mündlichen Dienstleistungsab-
ruf oder sonstigen Aufforderungen zu Leistungen 
vor.  

5. bpi kann Subunternehmer mit der Durchführung 
der Leistungen beauftragen. 

6. Für die Lieferungen von Software und Hardware 
gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches über den Kaufvertrag ergänzend, auch wenn 
Dienstleistungen (z.B. Schulung, Customizing, An-
passungen) ergänzend hinzukommen. Für isolierte 
Dienstleistungen (insbesondere für Beratung, 
Schulung, Pflegeleistungen) gelten die Vorschriften 
über den Dienstvertrag. 

 

§ 2 Auswahl der Produkte und Vorgaben 

1. Dem Auftraggeber sind die wesentlichen Funkti-
onsmerkmale der Software bekannt. Er hat über-
prüft, dass die Spezifikation der Vertragsgegen-
stände seinen Wünschen und Bedürfnissen ent-
spricht. Er muss sich im Zweifel vor Vertrags-
schluss sachkundig beraten lassen. bpi bietet Bera-
tungsleistungen gegen gesonderte Vergütung an.  

2. Anforderungen des Auftraggebers an die Leistun-
gen von bpi gibt der Auftraggeber schriftlich vor, 
z.B. in Form einer Anforderungsbeschreibung  
oder eines Pflichtenheftes. Die Umsetzung der An-
forderungen muss schriftlich vertraglich vereinbart 
sein.  

3. Soweit die Beschreibung der Anforderungen an die 
Lieferungen und Leistungen von bpi von dem Auf-
traggeber nicht selbstständig durchgeführt werden 

kann, insbesondere im Rahmen der Pflichtenhef-
terstellung für die Erstellung oder Anpassung von 
Software, unterstützt bpi den Auftraggeber gegen 
gesonderte Vergütung. Die gemeinsam erarbeitete 
Anforderungsbeschreibung (Pflichtenheft) gilt spä-
testens 14 Tage nach der Fertigstellung und Vorla-
ge von bpi von dem Auftraggeber als genehmigt, 
wenn er nicht schriftlich in nachvollziehbarer Weise 
Mängel, Lücken oder Widersprüche rügt. Die An-
forderungsbeschreibung bildet die verbindliche 
Grundlage für die weitere Zusammenarbeit. 

 

§ 3 Leistungsumfang 

1. Maßgebend für den Umfang und die Beschaffen-
heit der Lieferungen und Leistungen ist die schrift-
liche Auftragsbestätigung von bpi oder der Vertrag 
sowie falls vom Auftraggeber beauftragt, die ge-
nehmigte Anforderungsbeschreibung. Sonstige 
Angaben sind nur verbindlich, wenn bpi diese als 
verbindlich schriftlich bestätigt hat. 

2. Software, auch wenn sie für den Auftraggeber ent-
wickelt wurde, überlässt bpi in Form des Maschi-
nencodes. Ein Benutzerhandbuch, das auch im 
Programm enthalten sein kann, erhält der Auftrag-
geber für die Standardsoftware. Für die Individual-
software sowie für Softwareanpassungen erhält er 
ein Benutzerhandbuch dann, wenn dies vertraglich 
schriftlich vereinbart war. 

3. Das Softwareprogramm sowie alle dazugehörigen 
Unterlagen (z.B. Benutzerhandbuch, Installations-
anweisungen etc.) werden in deutscher Sprache 
geliefert, wenn nichts anderes vertraglich vereinbart 
ist.  

4. Die Entwicklung von Individualsoftware erfolgt nach 
dem Stand der Technik und Maßgabe von bpi. 

5. Der Auftraggeber kann schriftlich Änderungen und 
Ergänzungen verlangen. bpi kann die Ausfüh-
rungen des Änderungsverlangens schriftlich ver-
weigern, wenn ihr die Ausführung im Rahmen ihrer 
betrieblichen Leistungsfähigkeit unzumutbar ist 
oder wenn die Änderungen oder Erweiterungen 
nicht durchführbar sind. Die Reduzierung der Lei-
stung kann der Auftraggeber nicht verlangen. Die 
Kündigung bleibt ihm jedoch vorbehalten. 

6. Soweit die tatsächliche Durchführung der Ände-
rungen Auswirkungen auf das vertragliche Lei-
stungsgefüge (insbesondere Vergütung, Termine, 
Leistungsgegenstand) hat, werden die Vertrags-
parteien eine schriftliche Anpassung der vertragli-
chen Regelung vornehmen. Hierfür übergibt bpi 
dem Auftraggeber innerhalb einer angemessenen 
Zeitspanne ein Angebot über die durch den Ände-
rungswunsch verursachten zusätzlichen Kosten 
und die notwendigen Änderungen des Zeitplans. 
Die Vergütung richtet sich nach der jeweils gültigen 
Preisliste von bpi. Wenn sich der Auftraggeber zu 
dieser Aufstellung nicht innerhalb von 10 Tagen ab 
Überlassung schriftlich äußert oder wenn sich die 
Vertragsparteien nicht innerhalb von 4 Wochen ab 
der Überlassung dieses Angebots über eine Ver-
tragsanpassung einigen, führt bpi den Vertrag ohne 
Berücksichtigung des Änderungswunsches aus. 

7. bpi wird die Leistungen mit solchen technischen 
Hilfsmitteln erbringen, die bpi für erforderlich oder 
zweckmäßig hält und die bpi zur Verfügung stehen. 

 
§ 4 Urheberrecht und Rechtseinräumung 

1. Die von bpi gelieferte Software (Programm und 
Handbuch) ist urheberrechtlich geschützt. Alle 
Rechte an der Software und an im Rahmen der 
Pflege überlassene Software sowie an sonstigen 
im Rahmen der Vertragsanbahnung und Durch-
führung oder im Rahmen der Schulung von bpi 
überlassenen Unterlagen stehen im Verhältnis der 
Vertragsparteien ausschließlich bpi zu. Dies gilt 
auch, soweit die Software durch Vorgaben oder 
Mitarbeit des Auftraggebers entstanden ist. Soweit 
die Rechte Dritten zustehen, hat bpi entsprechende 
Verwertungsrechte. 

2. Der Auftraggeber erhält die nicht ausschließlichen 
Befugnisse, die er benötigt, um die Software in sei-
nem Betrieb für eigene Zwecke dauernd so zu nut-
zen, wie dies in den nachfolgenden Regelungen 
und den Handbüchern beschrieben ist. Die Vermie-
tung, die Verleihung,  die Verbreitung sowie der 
Rechenzentrumsbetrieb der Software sind ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung von bpi nicht er-
laubt.  

a) Der Auftraggeber darf die Programme auf die Ar-
beitsspeicher und die Festplatten der vertraglich 
bestimmten Art und Anzahl von Rechnern laden 
und an der vertraglich bestimmten Art und Anzahl 
von Arbeitsplätzen oder Benutzern (User) nutzen. 
Er darf die für einen sicheren Betrieb notwendigen 
Sicherungskopien der Programme erstellen, die 
als solche zu kennzeichnen und wenn möglich, 
mit dem Urheberrechtsvermerk des Originalda-
tenträgers zu versehen sind. Nur zu diesen Zwek-
ken darf der Auftraggeber die Programme verviel-
fältigen. Die Handbücher sowie sonstige von bpi 
überlassenen Unterlagen dürfen nur für betrieb-
sinterne Zwecke kopiert werden. Für die Software 
und die Kopien gilt § 15. 

b) Die Dekompilierung der Programme zur Herstel-
lung der Interoperabilität der Software mit anderen 
Programmen ist nur im Rahmen der Vorschriften 
des Urheberrechtsgesetzes zulässig und nur, 
wenn bpi trotz schriftlicher Anfrage des Auf-
traggebers die hierzu notwendigen Informationen 
und Unterlagen nicht binnen angemessener Frist 
zur Verfügung stellt. bpi ist berechtigt, hierfür eine 
angemessene Vergütung zu verlangen. 

c) Alle anderen Verwertungsarten der Software, ins-
besondere die Übersetzung, die Bearbeitung, das 
Arrangement und andere Umarbeitungen sind un-
tersagt, es sei denn, die Handlungen sind für die 
Erhaltung der bestimmungsgemäßen Nutzung 
und der Fehlerbeseitigung erforderlich und wer-
den von bpi oder dem jeweiligen Rechtsinhaber 
nach schriftlicher Aufforderung des Auftraggebers 
nicht angeboten. 

d) Vor der Einschaltung von Dritten (z.B. gem. § 69 
e Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 2 UrhG) verschafft der 
Auftraggeber bpi eine schriftliche Erklärung, dass 
dieser sich bpi unmittelbar gegenüber zur Einhal-
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tung der in § 4 und § 15 festgelegten Regeln ver-
pflichtet. 

3. Der Auftraggeber darf die Software nur als Ganzes 
und nur mit schriftlicher Erlaubnis von bpi an Dritte 
weitergeben. Die bloße Reduktion von Arbeitsplät-
zen/Benutzern berechtigt nicht zur Weitergabe der 
Software hinsichtlich der nicht mehr genutzten Ar-
beitsplätze/Benutzer. bpi wird die Erlaubnis zur 
Weitergabe erteilen, wenn der Auftraggeber vor der 
Weitergabe schriftlich versichert, dass er die Nut-
zung der Software endgültig einstellt und keine Ko-
pie zurückbehält, und wenn sich der Dritte schrift-
lich bpi gegenüber zur Einhaltung der vertraglichen 
Nutzungs- und Weitergaberegeln verpflichtet. Der 
Auftraggeber überlässt dem Dritten die Datenträger 
und Handbücher im Original. 

4. Wenn der Auftraggeber ein Leasingunternehmen 
ist und vertraglich vereinbart wurde, dass die Soft-
ware zum Zwecke des Weitervermietens erworben 
wurde, wird bpi die Zustimmung zur Vermietung 
und zu einem Wechsel des Mieters erteilen, wenn 
das Leasingunternehmen den jeweiligen Mieter bpi 
mit Adresse benennt und eine schriftliche Erklä-
rung des jeweiligen Mieters vorlegt, indem sich der 
Mieter schriftlich unmittelbar bpi gegenüber zur 
Einhaltung der vertraglichen Nutzungsregeln und 
im Falle der endgültigen Überlassung der Software 
an den Mieter auch zur Einhaltung der Weitergabe-
regeln verpflichtet. bpi kann in diesem Fall die Lei-
stungen und Lieferungen, wenn das Leasingunter-
nehmen nicht bei Vertragsabschluss widerspricht, 
direkt dem Mieter gegenüber erbringen. 

5. Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Heraus-
gabe der Quellprogramme und der Entwicklungs-
dokumentation. Soweit vertraglich nichts anderes 
vereinbart  ist, erhält der Auftraggeber die Soft-
ware, bestehend aus dem Maschinenprogramm 
und einem Exemplar des Bedienerhandbuchs in 
der bei Auslieferung aktuellen Version.  

6. Jede Nutzung der Programme, die über die Re-
gelungen in diesen Vertragsbedingungen und des 
jeweiligen Vertrages hinausgeht (z.B. höhere 
Rechnerklassen, höhere Arbeitsplatzzahl/Benutzer-
zahl) bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung von bpi. Die weitergehende Nutzung stellt bpi 
gemäß aktueller Preisliste dem Auftraggeber in 
Rechnung. 

7. Der Auftraggeber wird bpi im Falle einer Schutz-
rechtsverletzung seitens Dritter nach besten Kräf-
ten und im Rahmen des Zumutbaren bei der ge-
richtlichen und außergerichtlichen Wahrnehmung 
von Rechten unterstützen. Der Auftraggeber unter-
richtet bpi unverzüglich schriftlich, wenn Dritte auf 
die Software von bpi zugreifen wollen; er hat Dritte 
auf das nur eingeschränkte Nutzungsrecht hinzu-
weisen. 

 

§ 5 Mitwirkung des Auftraggebers 

1. Der Auftraggeber wirkt bei der Erbringung der Lei-
stung mit. Er erteilt bpi rechtzeitig alle für die Ver-
tragsdurchführung erforderlichen Informationen und 
gibt alle erforderlichen Erklärungen ohne schuld-
haftes Zögern ab. Er hält die ihm von bpi im Rah-
men der Leistungserbringung übergebenen Unter-
lagen auf dem neuesten Stand und archiviert sie. 

2. Soweit es für die Vertragserfüllung nützlich ist, un-
terstützt der Auftraggeber bpi bei der Vertrags-
durchführung unentgeltlich, indem er rechtzeitig 
und im erforderlichen Umfang z.B. Mitarbeiter, Ar-
beitsräume, Hardware, Betriebssystem und Basis-
software, für die Anlage von bpi kompatible Daten 
und Telekommunikationseinrichtungen zur Verfü-
gung stellt. Der Auftraggeber sorgt für die Zurverfü-
gungstellung aktueller Systemprogrammversionen, 
falls nichts anderes vereinbart ist sowie für Netz-
werk-, Datenbank- und sonstige System- bzw. an-
wendungsnahe Software, sofern dies für die Er-
bringung der Leistungen erforderlich ist.  

3. Der Auftraggeber führt vor dem Echtbetrieb ausrei-
chend Softwaretests durch und trifft angemessene 
Vorkehrungen für den Fall, dass die Vertragsge-
genstände  ganz oder teilweise nicht ordnungsge-
mäß arbeiten, z.B. durch tägliche Datensicherung, 
Störungsdiagnose, regelmäßige Überprüfung der 
Ergebnisse usw. 

4. Der Auftraggeber führt vor Beginn der Pflegelei-
stungen und sonstigen zur Leistungserbringung er-
forderlichen Eingriffen von bpi in die EDV-Anlage 
eine Datensicherung durch oder stellt auf andere 
Weise sicher, dass die aktuellen Daten aus in ma-
schinenlesbarer Form bereitgehaltenen Datenbe-
ständen mit vertretbarem Aufwand reproduzierbar 
sind. bpi wird den Auftraggeber rechtzeitig vor sol-
chen Eingriffen verständigen. 

5. Der Auftraggeber sorgt dafür, dass zum Zeitpunkt 
der Programmübergabe fachkundiges, in der Be-
dienung der Liefergegenstände ausgebildetes Per-
sonal zur Verfügung steht. bpi bietet Schulungen 
regelmäßig an. 

6. bpi kann Leistungen, insbesondere Pflegelei-
stungen mittels Fernwartung erbringen. Der Auf-
traggeber sorgt auf eigene Kosten für die erforder-
lichen technischen Voraussetzungen und gewährt 
bpi nach entsprechender telefonischer Ankün-
digung Zugang zu seiner EDV-Anlage.  

7. Kommt der Auftraggeber mit seinen Mitwirkungs-
pflichten in Verzug, ist bpi berechtigt,  ihre Leistun-
gen zurückzubehalten. Weitere Rechte von bpi 
bleiben unberührt. Ist der Auftraggeber in Mitwir-
kungsverzug und leistet bpi dennoch, stellt sie ih-
ren Aufwand entsprechend der gültigen Preisliste in 
Rechnung. Dies gilt auch für den Mehraufwand, der 
bpi dadurch entsteht, dass Arbeiten infolge unrich-
tiger, lückenhafter, nachträglich berichtigter Anga-
ben wiederholt werden müssen. 

8. Die Vertragspartner benennen bei Vertragsab-
schluss einen Ansprechpartner oder Projektleiter 
(gegebenenfalls auch dessen Vertreter). Der An-
sprechpartner (Projektleiter) des Auftraggebers ist 
der Gesprächspartner von bpi, er sorgt für eine gu-
te Kooperation und führt unverzüglich die für die 
Durchführung des Vertrages erforderlichen Ent-
scheidungen herbei. Die Vertragspartner teilen ein-
ander den Wechsel der Personen des Ansprech-
partners schriftlich mit. 

9. Der Auftraggeber weiß, dass er mit allem Engage-
ment die Arbeit von bpi fördern muss. Er ist sich 
der mit der Systemumstellung verbundenen Bela-
stung des Betriebsablaufes bewußt.  

§ 6 Leistungszeit, Verzögerungen  

1. bpi erbringt Leistungen werktags montags bis frei-
tags zu den üblichen Geschäftszeiten in ihren 
Räumen oder nach Absprache in den Räumen des 
Auftraggebers. Im letzteren Fall sind die Fahrzeiten 
und die Fahrtkosten vom Auftraggeber gesondert 
zu vergüten. 

2. Angaben zum Leistungs- und Lieferzeitpunkt oder 
Angaben zu Meilensteinterminen in Projektplänen 
sind unverbindlich, es sei denn, bpi hat einen Lie-
fertermin schriftlich als verbindlich zugesagt. Die 
Selbstbelieferung bleibt stets vorbehalten; bpi steht 
also in Bezug auf Lieferungen und Leistungen Drit-
ter nur dafür ein, dass die Bestellung ordnungsge-
mäß durchgeführt  wird und die Nichtbelieferung im 
Übrigen nicht auf Gründen beruht, die bpi 
verschuldet hat. Teillieferungen sind zulässig, so-
weit die gelieferten Teile isoliert sinnvoll nutzbar 
sind. 

3. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt voraus, dass der 
Auftraggeber seine Mitwirkungspflichten rechtzeitig 
und vollständig erfüllt, seinen Zahlungs- und son-
stigen Verpflichtungen nachkommt. Werden diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt, werden die Fristen 
angemessen, mindestens aber um den Zeitraum 
der Verzögerung sowie einer angemessenen An-
laufzeit verlängert. Dies gilt auch dann, wenn sich 
nachträglich Anforderungen ändern oder über sol-
che Anforderungen verhandelt wurde und während 
dieser Zeit eine Leistungserbringung ruhte. 

4. Liefer- und Leistungsfristen verlängern sich um den 
Zeitraum, in dem bpi durch Umstände, die sie nicht 
zu vertreten hat (z.B. Arbeitskämpfe, höhere Ge-
walt, Ausfall von Mitarbeitern oder technischen Ein-
richtungen ohne Verschulden von bpi, Nichtbeliefe-
rung durch Zulieferer), daran gehindert ist, die Lei-
stung zu erbringen, und um eine angemessene An-
laufzeit nach der Behinderung. 

5. bpi gerät nur durch Mahnung in Verzug. Alle Mah-
nungen und Fristsetzungen des Auftraggebers be-
dürfen zur Wirksamkeit der Schriftform. Nachfristen 
müssen angemessen sein. Sie  dürfen nicht kürzer 
als 12 Arbeitstage sein. 

6. Wenn dem Auftraggeber die Projektstörungen oder 
Verzögerungen zurechenbar sind, stellt bpi Mehr-
kosten in Rechnung. 

 

§ 7 Zahlung, Preise, Gefahrtragung,  

  Aufrechnung und Abtretung 

1. Die Zahlungen sind sofort nach Eingang der Rech-
nung ohne Abzug fällig und innerhalb von 14 Ta-
gen zahlbar. bpi kann Fälligkeitszinsen in Höhe von 
5 % (p.a.) und Verzugszinsen in Höhe von 8 %-
Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Eu-
ropäischen Zentralbank verlangen. bpi kann einen 
höheren Schaden nachweisen. Bei Verzug des 
Auftraggebers ist bpi berechtigt, sämtliche noch 
ausstehenden Forderungen und alle bis zum vollen 
Ausgleich fällig werdenden Forderungen sofort fäl-
lig zu stellen.  

2. Leistungen, insbesondere Dienstleistungen (Be-
ratung, Konfiguration, Installation, Test etc.), die  
nicht ausdrücklich von dem jeweiligen Vertrag er-
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fasst sind, sind nach Aufwand entsprechend der 
jeweils gültigen Preisliste zu vergüten. Entspre-
chend der gültigen Preisliste zu vergüten sind Zu-
behör, Datenträger, Mehrkosten für Leistungen, die 
auf Wunsch des Auftraggebers außerhalb der übli-
chen Arbeitszeit oder bei dem Auftraggeber durch-
geführt werden. 

3. Wenn nichts anderes vereinbart ist, ist bpi be-
rechtigt, Abschlagszahlungen zu verlangen. Für 
Leistungen, die nach Aufwand berechnet werden, 
erfolgt die Abrechnung im zeitlichen Zusammen-
hang mit ihrer Durchführung oder jeweils am Mo-
natsende gegen Nachweis des erbrachten Auf-
wandes sowie der Zusatzkosten. Für Schulungs-
leistungen erfolgt die Rechnungsstellung nach Ein-
gang der Anmeldung. 

4. Zu allen Preisen kommt die Umsatzsteuer hinzu. 

5. bpi versendet Vertragsgegenstände auf Kosten des 
Auftraggebers. Erfüllungsort ist der Geschäftssitz 
von bpi. Die Gefahr des zufälligen Untergangs geht 
mit Übergabe der ordnungsgemäß verpackten Wa-
re an die Transportperson auf den Auftraggeber 
über. 

6. ORG-Schecks und PRO-Schecks  berechtigen den 
Kunden, im jeweils definierten Umfang Beratungs- 
oder Programmierleistungen zu besonderen Kondi-
tionen abzurufen. Solche Schecks sind im voraus 
zu vergüten. Eine Rückvergütung im Falle des ge-
samten oder teilweisen Nichtabrufs von Leistungen 
oder eine Verrechnung von nicht abgerufenen Lei-
stungen mit anderen Leistungen von bpi ist ausge-
schlossen, es sei denn, bpi  ist aus von ihr zu ver-
tretenden Gründen nicht in der Lage, die vereinbar-
ten Leistungen zu erbringen. Überschreitet der Auf-
traggeber den im Rahmen des jeweiligen Schecks 
vereinbarten Leistungsumfang, ist  bpi  berechtigt, 
den nicht vom Scheck erfassten Aufwand gegen-
über dem Auftraggeber entsprechend der gültigen 
Preisliste abzurechnen.  

7. Der Auftraggeber kann nur mit von bpi anerkannten 
oder rechtskräftig festgestellten Forderungen auf-
rechnen. Zahlungen des Auftraggebers werden 
stets nach § 366 Abs. 2, § 367 BGB verrechnet. 
Ein Zurückbehaltungsrecht kann er nur auf Ansprü-
che aus diesem Vertrag stützen. 

8. Der Auftraggeber kann Ansprüche aus diesem 
Vertrag nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 
von bpi an Dritte abtreten. Ist der Auftraggeber ein 
Leasingunternehmen und wurde der Vertrag zum 
Zwecke der Weiterbenutzung abgeschlossen, be-
darf einer Abtretung von Ansprüchen aus diesem 
Vertrag, z.B. der Gewährleistungsansprüche, nur 
der schriftlichen Mitteilung durch den Auftraggeber 
und dessen Mieter. 

 

§ 8 Annahme der Lieferung und Leistung 

1. Nach jeder Lieferung und Leistung kann bpi von 
dem Auftraggeber eine schriftliche Erklärung ver-
langen, dass die Lieferung oder Leistung richtig, 
vollständig und mängelfrei ist. Die Erklärung darf 
nur verweigert werden, wenn die Lieferung oder 
Leistung wesentliche oder nicht nachbesserungs-
fähige Mängel hat. 

2. Die Erklärung gilt als abgegeben, wenn der Auf-
traggeber die Vertragsgegenstände länger als 
drei Wochen seit der Lieferung rügelos nutzt oder 
seine Billigung auf andere Weise ausdrückt, z.B. 
durch Schweigen auf ein Annahme- oder Abnah-
meverlangen oder durch Zahlung der Vergütung. 

3. Abs. 1 und 2 gelten auch für Teilleistungen. Hier 
erstreckt sich die Billigung jedoch nicht auf solche 
Eigenschaften der Lieferung und Leistung, die erst 
im Zusammenhang mit den späteren Lieferungen 
und Leistungen geprüft werden können. 

 

§ 9 Untersuchungs- und Rügepflicht 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Leistungen von 
bpi unverzüglich entsprechend den handelsrechtli-
chen Vorschriften (§ 377 HGB) durch einen qualifi-
zierten Mitarbeiter untersuchen zu lassen und Mängel 
schriftlich unter genauer Beschreibung zu rügen. Der  
Mangel muss so beschrieben sein, dass er reprodu-
zierbar ist. Diese Verpflichtung richtet sich nach den 
Möglichkeiten des Auftraggebers,  Mängel festzustel-
len und zu benennen. Eine Rüge muss Informationen 
über die Art des  Mangels, das Modul, in dem der  
Mangel aufgetreten ist sowie die Arbeiten, die am 
Computer bei Auftreten des Mangels durchgeführt 
wurden, enthalten.   

 

§ 10 Gewährleistung 

1. bpi gewährleistet, dass die Lieferung und Leistung 
zum Zeitpunkt des Gefahrenübergangs der vertrag-
lich vereinbarten Beschaffenheit entspricht sowie 
für die gewöhnliche Verwendung geeignet ist und 
soweit eine bestimmte Beschaffenheit nicht verein-
bart ist, eine Beschaffenheit aufweist, die bei Sa-
chen der gleichen Art üblich ist und die der Auf-
traggeber nach Art der Sache erwarten durfte.  

2. bpi stellt die von ihr erbrachten Leistungen frei von 
Rechten Dritter, die die Benutzung durch den Auf-
traggeber nach den Regeln des jeweiligen Vertra-
ges behindern oder ausschließen, zur Verfügung. 
Falls Dritte die Verletzung von Schutzrechten ge-
gen den Auftraggeber geltend machen, unterrichtet 
dieser bpi unverzüglich schriftlich. Er darf ohne 
schriftliche Zustimmung von bpi Ansprüche Dritter 
nicht anerkennen.  

3. bpi erbringt Gewährleistung zunächst durch kosten-
lose Nacherfüllung. Dienstleistungen können von 
bpi wiederholt werden. Die Nacherfüllung im Falle 
von Hardwaremängeln erfolgt nach Wahl von bpi 
durch Instandsetzung oder Neulieferung. Die Nach-
erfüllung von Softwareleistungen erfolgt nach Wahl 
von bpi durch Überlassen eines neuen Pro-
grammstandes, der den Mangel nicht enthält oder 
dadurch, dass bpi Möglichkeiten aufzeigt, die Aus-
wirkungen des Mangels zu vermeiden. Bis zur Lie-
ferung des nächsten fehlerbereinigten Pro-
grammstandes, wird der Auftraggeber die Umge-
hungslösung anwenden. Komplexe Software ver-
gleichbarer Art kann üblicherweise nicht vollständig 
fehlerfrei erstellt werden, es ist daher nicht in jedem 
Fall eine völlige Beseitigung eines Sachmangels 
möglich. Ein neuer Programmstand oder der vor-
hergehende Programmstand, der den Mangel nicht 

enthalten hat sowie Ersatzhardware sind vom Auf-
traggeber auch dann zu übernehmen, wenn dies 
für ihn zu einem zumutbaren Anpassungsaufwand 
führt.  

4. Bei Liefergegenständen Dritter, insbesondere 
Software und Hardware eines Vorlieferanten wird 
die für die Nacherfüllung benötigte Zeit von dessen 
Organisation abhängen. Wenn dem Kunden ein 
Zuwarten auf die nächste mangelbereinigte Soft-
wareversion nicht zumutbar ist, versucht bpi eine 
Umgehungslösung zu erarbeiten. 

5. Falls die Nacherfüllung von bpi verweigert wird, ihr 
unzumutbar ist, oder nach mehreren Versuchen 
mindestens zwei Versuche bezüglich desselben 
Mangels, soweit die Komplexität der Software nicht 
weitere Nacherfüllungsversuche rechtfertigt – end-
gültig fehlschlägt, hat der Auftraggeber das Recht, 
die Vergütung angemessen herabzusetzen oder 
vom Vertrag zurückzutreten. Bei Dauerschuldver-
hältnissen steht dem Auftraggeber statt des Rück-
tritts das Recht zur außerordentlichen Kündigung 
zu. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Auf-
wendungen leistet bpi nach Maßgabe von § 11. Für 
jeden Fall der Vertragsbeendigung gilt § 12 ergän-
zend.  

6. Der Auftraggeber trifft im Rahmen des Zumutbaren 
alle erforderlichen Maßnahmen zur Feststellung, 
Eingrenzung und Dokumentation der Mängel. Er 
überlässt bpi im Gewährleistungsfall alle verfügba-
ren Informationen und unterstützt die Mängelbesei-
tigung gemäß § 5. 

7. Störungen oder Mängel, die durch die Umgebung 
(z.B. Betriebssystem, Software und andere Hard-
ware) der vertragsgegenständlichen Hardware und 
Software verursacht oder mitverursacht sind oder 
sein können, können bpi solange nicht angelastet 
werden, als solche die Leistung dieses Vertrages 
nicht betreffende Störungen nicht ausgeräumt oder 
ausgeschlossen sind. Wird bpi dennoch tätig oder 
stellt sich nachträglich heraus, dass kein Mangel 
der Lieferungen und Leistungen von bpi vorlag, 
stellt sie dem Auftraggeber den entstandenen Auf-
wand in Rechnung. Dies gilt nicht, wenn der Auf-
traggeber nachweist, dass die Störung aus der Lei-
stung von bpi resultiert. 

8. Voraussetzung für die Gewährleistung ist stets eine 
Mängelrüge gemäß § 9 und der Nachweis des Auf-
traggebers, dass der Mangel auf den Lieferungen 
und Leistungen von bpi beruht. Verspätete, unzu-
reichende oder unbegründete Rügen befreien bpi 
von ihrer Leistungspflicht bezogen auf diese Rüge. 
Soweit bpi dennoch tätig wird, stellt sie den Auf-
wand in Rechnung. 

9. Die Gewährleistung setzt weiter voraus, dass der 
Auftraggeber die Software oder Hardware nicht 
verändert oder die Software entgegen den vertrag-
lichen Vorgaben, insbesondere § 4, genutzt hat und 
seine Mitarbeiter im Umgang mit der Software und 
Hardware geschult hat, es sei denn, der Auf-
traggeber beweist, dass der Mangel hiervon unab-
hängig ist. Entsteht wegen nicht von bpi vorge-
nommener Änderungen der Software bei der Man-
gelsuche und -beseitigung ein Mehraufwand bei 
bpi, hat der Auftraggeber diesen zu tragen. 



 
 
 
 

 
 
 
 AVB, V.09/2005 Seite 4 von 6 

 

 

10. Die Gewährleistungszeit dauert zwölf Monate 
und beginnt mit der Ablieferung oder Abnahme. 

 
§ 11 Haftung 

1. bpi haftet nur für Vorsatz und Fahrlässigkeit. Ist bpi 
verpflichtet, gleich aus welchem Rechtsgrund (z.B. 
Pflichtverletzung, unerlaubte Handlung), Scha-
densersatz zu leisten oder vergebliche Aufwendun-
gen zu ersetzen, so erfolgt dies nur im folgenden 
Umfang: 

• Bei Vorsatz haftet bpi  in voller Höhe. 

• Bei grober Fahrlässigkeit und bei Verletzung einer 
Garantiezusage haftet bpi in Höhe des tatsächlich 
entstandenen und vorhersehbar gewesenen Scha-
dens, der durch die Sorgfaltspflicht oder die Garan-
tie verhindert werden sollte. 

• Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet bpi nur bei Ver-
letzung einer Kardinalpflicht oder einer so wesentli-
chen Pflicht, dass die Erreichung des  Vertrags-
zwecks gefährdet ist auf Ersatz des Schadens, der 
typisch und voraussehbar war, begrenzt auf die aus 
dem betroffenen Vertrag geschuldete Vergütung für 
alle aus diesem Vertrag resultierenden und nach 
dieser Regelung zu ersetzenden Schäden. Bei 
Wartungs- und Pflegeverträgen ist die Haftung nach 
dieser Regelung begrenzt auf die Vergütung für 1 
Monat pro Schadensfall, für alle Schadensfälle pro 
Kalenderjahr auf die insgesamt jährlich zu zahlende 
Vergütung. 

• Soweit bpi zum Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
verpflichtet ist, gelten diese Regeln entsprechend.  

2. Ein Schadensersatzanspruch ist ausgeschlossen, 
wenn bpi ihre Verpflichtungen nicht erfüllen kann, 
weil ein Zulieferer nicht ordnungsgemäß liefert. bpi 
haftet nur, wenn sie eine Bestellung gegenüber ei-
nem Dritten nicht ordnungsgemäß durchgeführt hat 
oder die Nichtbelieferung auf Gründen beruht, die 
bpi verschuldet hat.  

3. Die gesetzliche Haftung bei Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit sowie nach dem Produkt-
haftungsgesetz bleibt unberührt. 

4. Für die Wiederbeschaffung von Daten haftet bpi 
nur, wenn der Auftraggeber sichergestellt hat, dass 
diese Daten aus in maschinenlesbarer Form be-
reitgehaltenen Datenbeständen mit vertretbarem 
Aufwand reproduzierbar sind. Diese Haftungsbe-
schränkung gilt nicht bei Vorsatz und grober Fahr-
lässigkeit. 

5. Der Einwand des Mitverschuldens bleibt  unberührt. 

6. Schadensersatzansprüche des Auftraggebers ver-
jähren, soweit in diesen Bedingungen keine kürze-
re Frist vereinbart ist (§ 10, Ziff. 10) und soweit die 
Ansprüche nicht auf Verletzung des Lebens, des 
Körpers und der Gesundheit oder der Freiheit be-
ruhen und nicht aus Vorsatz oder Arglist gegeben 
sind, in zwei Jahren. Die Frist beginnt mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstan-
den ist und der Gläubiger von den Anspruch be-
gründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahr-
lässigkeit hätte erlangen können.  

§ 12 Beendigung des Leistungsaustausches 

1. Vor jeder beabsichtigten Beendigung des weiteren 
Leistungsaustausches (z.B. durch Rücktritt, Kündi-
gung aus wichtigem Grund, Schadensersatz statt 
Leistung) hat der Auftraggeber bpi die Pflichtverlet-
zung konkret zu benennen und ihn mit angemes-
sener Frist zur Beseitigung der Störung aufzufor-
dern. Zusätzlich ist die Beendigung des weiteren 
Leistungsaustausches von dem Auftraggeber an-
zudrohen. Die Androhung lässt seinen Erfüllungs-
anspruch unberührt. Soweit das Gesetz eine Frist-
setzung für entbehrlich erachtet, ist die Androhung 
der Leistungsbeendigung ausreichend.  

2. Erbringt bpi auf das Beseitigungsverlangen des 
Auftraggebers Leistungen, um die Störung zu be-
seitigen, so wird der Auftraggeber zur Vermeidung 
beiderseitiger Rechtsunsicherheit auf Verlangen 
von bpi binnen zehn Arbeitstagen endgültig erklä-
ren, ob er am bestehenden Vertrag festhält. Falls 
dies nicht geschieht, ist der weitere Leistungsaus-
tausch ausgeschlossen.  

3. bpi wird auf eine Beanstandung mit Fristsetzung 
eine Stellungnahme abgeben, auch wenn eine Ab-
lehnungsandrohung nicht erteilt wurde. Die Mittei-
lung, dass bpi bereit ist, der Beanstandung abzu-
helfen, bedeutet kein Anerkenntnis und lässt ihre 
Rechte (z.B. auf höhere Vergütung) unberührt.  

4. Alle Erklärungen in diesem Zusammenhang bedür-
fen der Schriftform. Die Regeln von Ziff. 1 bis 3 gel-
ten entsprechend, wenn bpi ein Recht auf Ver-
tragsbeendigung zusteht.  

5. Macht der Auftraggeber von seinem Recht zur Ver-
tragsbeendigung Gebrauch und trifft ihn für den 
Umstand, der ihn zur Vertragsbeendigung berech-
tigt, eine Mitverantwortung, bleiben daraus resultie-
rende Schadensersatzansprüche von bpi unbe-
rührt. 

 

§ 13 Eigentumsvorbehalt 

1. bpi behält sich das Eigentum an den gelieferten 
Gegenständen bis zum vollständigen Ausgleich al-
ler bestehenden Forderungen aus der Geschäfts-
verbindung mit dem Auftraggeber vor. Der Auftrag-
geber hat bpi bei Zugriff Dritter auf das Vorbehalts-
gut sofort schriftlich zu benachrichtigen und den 
Dritten von den Rechten von bpi zu unterrichten. 

2. Die Forderungen des Auftraggebers aus einer Wei-
terveräußerung der Vorbehaltsware werden bereits 
jetzt zur Sicherheit sämtlicher Forderungen von bpi 
aus dem Geschäftsverhältnis an bpi  abgetreten, 
und zwar unabhängig davon, ob die Vorbehaltswa-
re ohne oder nach Verarbeitung weiter veräußert 
wird. der Auftraggeber ist bis zum Widerruf berech-
tigt, die abgetretene Forderung einzuziehen und 
wird sie in Höhe der bestehenden Forderung an bpi 
weiterleiten. bpi wird die Einzugsberechtigung wi-
derrufen, wenn der Auftraggeber in Zahlungsverzug 
gerät oder bpi Kenntnis von Umständen erlangt, die 
die Kreditwürdigkeit des Auftraggebers beeinträch-
tigen. bpi wird dann die Abtretung dem Kunden des 
Auftraggebers gegenüber offen legen.           
                   

§ 14 Widerrufsvorbehalt 

1. Der Auftraggeber ist bereits vor vollständiger Zah-
lung zur Nutzung der Software gemäß den vertrag-
lichen Bestimmungen berechtigt. 

2. bpi kann die Nutzungsbefugnisse aus wichtigem 
Grund widerrufen. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere vor, wenn der Auftraggeber in Zahlungs-
verzug gerät, die Nutzungsbeschränkungen in § 3 
nicht einhält oder gegen die Geheimhaltungspflicht 
in § 15 verstößt und diese Verhaltensweise auch 
auf schriftliche Abmahnung mit Widerrufsandro-
hung nicht sofort unterlässt. 

3. Bei Widerruf der Nutzungsbefugnis hat der Auf-
traggeber die Originalsoftware und vorhandene 
Kopien herauszugeben und gespeicherte Pro-
gramme zu löschen. Er hat bpi gegenüber die voll-
ständige Herausgabe und Löschung schriftlich zu 
versichern. 

 

§ 15 Geheimhaltung und Verwahrung 

1. Die Vertragspartner verpflichten sich, alle ihnen bei 
der Vertragsdurchführung von dem jeweils anderen 
Vertragspartner zugehenden oder bekannt wer-
denden Informationen und Unterlagen, die Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnisse beinhalten oder 
als vertraulich bezeichnet sind, auch über das Ver-
tragsende hinaus vertraulich zu behandeln. Dies 
gilt insbesondere für die von bpi gelieferte Software 
und vom Auftraggeber hergestellten Kopien hier-
von. Die Vertragspartner verwahren und sichern 
diese Gegenstände so, dass ein Zugang durch 
Dritte ausgeschlossen ist.  

2. Mitarbeiter der Vertragspartner und an der Ver-
tragsdurchführung beteiligte Dritte, die dienstlich 
Zugang zu den in Abs. 1 genannten Gegenständen 
haben, sind schriftlich über die Geheimhaltungs- 
und Sicherungspflicht zu belehren. Für die Mitarbei-
ter des Auftraggebers gilt dies auch hinsichtlich der 
Rechtsverhältnisse an der Software und den Be-
fugnissen des  Auftraggebers gemäß § 4. 

 

 

B. Ergänzende Regeln für  

 Softwarepflege 
 

§ 16 Pflegeleistungen 

1. Das zu pflegende Softwareprodukt ist im Software-
pflege-Vertrag bestimmt und beinhaltet folgende 
Leistungen von bpi:  

a) Hilfe bei Störungen 
Der Auftraggeber wird bpi anhand einer schriftli-
chen Meldung (§ 17 Abs. 3) vermutete oder 
nachweisliche Programmfehler mitteilen. bpi ana-
lysiert die Störung und gibt Hinweise auf die ver-
mutliche Störungsursache. Bei Mängeln der Soft-
ware erhält der Auftraggeber Informationen  zur 
Störungsbeseitigung oder Hinweise zur Störungs-
umgehung. Fehler werden im folgenden neuen 
Programmstand, gegebenenfalls schon früher be-
seitigt. Ein Anspruch auf Fehlerbeseitigung au-
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ßerhalb eines neuen Programmstandes  und auf 
Beseitigung von geringfügigen Fehlern besteht 
nicht. 

b) Telefonservice 
Der Auftraggeber erhält telefonische Hilfe bei Stö-
rungen und bei der Anwendung der Software. Es 
werden nur Anfragen des Systemverantwortlichen 
oder dessen Vertreters bearbeitet. bpi weist dar-
auf hin, dass der Telefonservice nicht das Nach-
schlagen im Handbuch ersetzt. Solche Anfragen 
und Anfragen, die wegen fehlender Inanspruch-
nahme der angebotenen Schulungen entstehen, 
rechnet bpi entsprechend der gültigen Preisliste 
ab. Der Telefondienst ist zu den üblichen Ge-
schäftszeiten besetzt. Anfragen werden kurzfristig 
bearbeitet. 

c) Weiterentwicklung 
bpi entwickelt die Software im Hinblick auf Quali-
tät und Funktionalität fort. bpi kann nach eigenem 
Ermessen entscheiden, ob Vorschläge und Anre-
gungen des Auftraggebers hierbei berücksichtigt 
werden. 

d) Update-Lieferungen (Release) 
bpi stellt dem Auftraggeber neue, fehlerbereinigte 
und weiterentwickelte Programmstände sowie 
solche Programmstände zur Verfügung, die An-
passungen an eine Betriebssystem- und/oder Da-
tenbankfolgeversion enthalten. Diese erhält er in 
Form des Maschinenprogramms, soweit er-
forderlich mit Ergänzungen zu dem Benutzer-
handbuch. Der Auftraggeber installiert die neuen 
Programmstände selbst. Die Installation durch bpi 
sowie eventuell erforderliche Schulungen werden 
von bpi entsprechend der gültigen Preisliste in 
Rechnung gestellt. 

e) Upgradeangebote (neue Module/Versionen) 
bpi informiert den Auftraggeber über neue, erwei-
terte Versionen des Softwareprodukts. Der Auf-
traggeber erhält die neue Version mit einem  ver-
traglich zu vereinbarenden Abschlag vom aktuel-
len Listenpreis, wenn er innerhalb von drei Mona-
ten nach Information durch bpi einen Lieferauftrag 
erteilt.  

f) Informationen 
bpi stellt dem Auftraggeber Informationen über 
seine Release- und Versionsplanung sowie über 
neue Produkte zur Verfügung und gibt nützliche 
Hinweise. 

2. Die Pflegeleistungen von bpi beschränken sich auf 
den aktuellen und den diesem vorhergehenden von 
bpi gelieferten und freigegebenen Programmstand 
der Software. Der Auftraggeber ist daher verpflich-
tet, die im Rahmen der Pflege gelieferten Pro-
grammstände in angemessener Frist zu installie-
ren, es sei denn, dies ist mit einem unzumutbaren 
Nachteil für ihn verbunden. Ein solcher Nachteil 
liegt zum Beispiel vor, wenn der Einsatz des neuen 
Programmstandes, auch bei einer Aufrüstung der 
Hardware durch den Auftraggeber, technisch nicht 
möglich ist. Bei Unzumutbarkeit können beide Ver-
tragspartner den Pflegevertrag kündigen. § 19 
Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. bpi kann die 
Pflege gegen Vergütung ihres Aufwandes fortfüh-
ren. 

3. Die Pflegeleistungen erstrecken sich nicht auf indi-
viduell angepasste oder vom Auftraggeber oder 
von Dritten veränderte Software, es sei denn, sol-
che Leistungen werden von dem Auftraggeber ge-
gen entsprechende Vergütung gesondert be-
auftragt. 

4. Die Fehlerbeseitigung bei Individualsoftware, ins-
besondere Softwaremodifikationen und -erweite-
rungen sowie die Übertragung von Modifikatio-
nen/Erweiterungen in weiter entwickelte Versionen 
der Standardprogramme, erfolgt gegen Vergütung 
nach Aufwand und nach besonderer Beauftragung 
durch den Auftraggeber. 

5. Für Softwareleistungen im Rahmen des Softwa-
repflege-Vertrages erhält der Auftraggeber die in 
§ 4 eingeräumten Befugnisse. Nach Zusendung ei-
nes neuen Programmstandes und Ablauf einer an-
gemessenen Installationsfrist entfallen die Nut-
zungsbefugnisse für den vorherigen Programm-
stand. 

6. Auf Wunsch des Auftraggebers können weitere 
Leistungen gegen Vergütung nach Aufwand von 
bpi erbracht werden, insbesondere Organisations-
beratung, Installation neuer Versionen, Schulung, 
Wiederherstellung zerstörter Dateien und anwen-
dereigener Daten, die Reorganisation von Spei-
chermedien, Bearbeitung kundeneigener Da-
tenträger (Programminstallation, Konvertierung, 
Datenüberspielung etc.), vom  Auftraggeber ge-
wünschte Einarbeitungsleistungen, notwendige 
Umstellungen bzw. Anpassungen an ein neues 
oder geändertes Hardware- bzw. Betriebssystem.  

7. Beauftragt der Auftraggeber die Installation des 
neuen Programmstandes, kann es bei der Instal-
lation oder bei erforderlichen Nacharbeiten zu kurz-
zeitigen Einschränkungen des Rechnerbetrie-
bes kommen. 

 

§ 17 Besondere Pflegebedingungen 

1. Durch die Pflegeleistungen können sich Abwei-
chungen von den in Handbüchern, Prospekten und 
sonstigen Abbildungen enthaltenen Spezifikationen 
ergeben. 

2. Pflegeleistungen können von seiten des Auftrag-
gebers nur von dem Systemverantwortlichen oder 
von dessen Vertreter angefordert werden. Zum Sy-
stemverantwortlichen und dessen Vertreter können 
nur Mitarbeiter des Auftraggebers ernannt werden, 
die ausreichend fachkundig sind und intensiv in der 
Handhabung der betreffenden Hardware und Soft-
ware geschult wurden. 

3. Der Auftraggeber trifft im Rahmen des Zumutbaren 
alle erforderlichen Maßnahmen zur Feststellung, 
Eingrenzung und Dokumentation der Störungen. 
Hierzu gehören die Anfertigung eines Störungsbe-
richts auf dem von bpi überlassenen Formular mit 
der genauen Schilderung der Störung und deren 
Auswirkung. Ferner stellt der Auftraggeber bpi Sy-
stemprotokolle und Speicherauszüge, betroffene 
Eingabe- und Ausgabedaten, Zwischen- und Test-
ergebnisse und andere zur Veranschaulichung der 
Störung geeignete Unterlagen zur Verfügung.  

4. Der Auftraggeber dokumentiert Änderungen der 
Konfiguration und des Umfeldes der Software und 
teilt diese bpi rechtzeitig schriftlich mit. Dies gilt 
auch für die Änderung des Aufstellungsorts der 
Software. Ist bpi eine solche Mitteilung nicht zuge-
gangen oder führen die Änderungen für bpi zu nicht 
zumutbaren Erschwernissen, ist bpi von ihrer Lei-
stungspflicht befreit. 

5. Werden durch Pflegeleistungen technische Ände-
rungen beim Auftraggeber notwendig, trägt er  den 
Aufwand für die Anpassung seiner Hardware-  
oder Softwareumgebung, es sei denn, es ist ihm 
unzumutbar. In diesem Fall gilt § 16 Abs. 2 ent-
sprechend. 

6. Dem Auftraggeber ist bekannt, dass bpi im Falle 
der Fremdsoftware auf eventuelle Einschränkun-
gen der Pflegeleistung durch den Vorlieferanten 
Rücksicht nehmen muss. Dies kann den Umfang 
der Pflegeleistung von bpi verringern. bpi wird den 
Auftraggeber über eventuelle, auch zukünftige Ein-
schränkungen informiert halten. bpi wird versu-
chen, Umgehungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 

 

§ 18 Vergütung 

1. bpi erhält für die Erbringung der Pflegeleistung die 
vertraglich vereinbarte monatliche Gebühr zuzüg-
lich Umsatzsteuer. Die Pflege- und Wartungsge-
bühr ist jährlich im Voraus zu zahlen. Im übrigen 
gelten § 6 Abs. 1, 5-6. 

2. Die Pauschale deckt den Aufwand ab, der per Te-
lefon, Datenträgeraustausch oder Schriftverkehr 
sowie Pflegearbeiten in den Räumen von bpi wäh-
rend der üblichen Arbeitszeit entsteht. bpi stellt 
Pflegeleistungen, die außerhalb der bei bpi vertrag-
lich vereinbarten Leistungszeit erbracht werden 
sowie Einsätze bei dem Auftraggeber, Fahrtkosten 
und Spesen gesondert in Rechnung. Stellt sich 
heraus, dass die Störung durch unsachgemäße 
Behandlung oder Eingriffe des Auftraggebers oder 
durch sonstige, nicht von bpi zu vertretende oder 
der betreffenden Software nicht zurechenbare Um-
stände entstanden ist, oder verletzt der Auftragge-
ber seine Mitwirkungspflichten, so stellt bpi die Lei-
stungen ebenfalls gesondert in Rechnung.  

3. Wird die zu pflegende Standardsoftware erweitert 
oder wird die Software in einem anderen Umfang 
genutzt oder erfolgt eine Änderung des Aufstel-
lungsortes, ist die Pflegevergütung entsprechend 
der jeweils gültigen Preisliste von bpi anzupassen. 

4. bpi kann die Pflegevergütung durch schriftliche 
Ankündigung unter Einhaltung einer Frist von 6 
Wochen zum Quartalsende ändern. Eine solche 
Änderung ist jedoch frühestens 12 Monate nach 
Abschluss des Pflegevertrages für das erfasste 
Vertragsobjekt zulässig und darf die Vergütung des 
vorausgehenden 12-Monats-Zeitraums nicht um 
mehr als 10 % übersteigen. Soweit eine Erhöhung 
der Vergütung von mehr als 7,5 % des vor-
ausgehenden 12-Monats-Zeitraums erfolgt, kann 
der Auftraggeber den Vertrag schriftlich mit einer 
Frist von 3 Wochen zum Erhöhungszeitpunkt kün-
digen. 
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§ 19 Vertragsdauer- und Beendigung von  

 Softwarepflege-Verträgen 

1. Der Softwarepflege-Vertrag kann mit einer Frist von 
zwölf Monaten zum Ende eines Vertragsjahres ge-
kündigt werden, erstmals zum Ende des zweiten 
Vertragsjahres seit Vertragsabschluss. Eine Teil-
kündigung ist ausgeschlossen. 

2. Die Kündigung aus wichtigem Grund ist unter An-
gabe des Kündigungsgrundes und Setzen einer 
angemessenen Frist zur Beseitigung des Kündi-
gungsgrundes zuvor schriftlich anzudrohen. Wich-
tige Gründe für eine Kündigung sind unter ande-
rem: 

• Zahlungsverzug über drei Monate; 

• Verletzung der dem Auftraggeber obliegenden 
Pflichten, insbesondere gemäß § 4, § 5 und § 15; 

• wenn gegen den Auftraggeber ein Insolvenz-
verfahren oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren 
eröffnet oder mangels Masse abgelehnt wird oder 
wenn ein gerichtliches Vergleichsverfahren einge-
leitet wird. 

3. Jede Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. 

4. Bei einer Kündigung aus wichtigem Grund durch 
den Auftraggeber steht bpi ein der bisherigen Lei-
stung entsprechender Anteil der Vergütung zu. Hat 
bpi den wichtigen Grund, der den Auftraggeber zur 
Kündigung berechtigt, zu vertreten, erhält bpi die 
Vergütung nur, wenn dem Auftraggeber die bisher 
erbrachte Leistung nützlich ist. 

 
 

C. Besondere Bedingungen für  

 Schulungen 

 

§ 20 Schulungen 

1. Eine von bpi angekündigte Schulung wird von bpi 
durchgeführt, wenn die jeweils bei der An-
kündigung genannte Mindestteilnehmerzahl er-
reicht ist. Ist die Zahl eine Woche vor dem Schu-
lungstermin nicht erreicht, ist bpi nicht verpflichtet, 
die Veranstaltung durchzuführen, es sei denn, die 
verbleibenden Teilnehmer äußern den Wunsch, 
dass das Seminar trotzdem durchgeführt wird. In 
diesem Fall erhöht sich die Teilnahmegebühr antei-
lig für jeden Teilnehmer um die Differenz zwischen 
der tatsächlich von bpi erlangten Vergütung und 
der Vergütung bei Vorliegen der Mindestteilneh-
merzahl. 

2. bpi kann, ohne Angabe von Gründen, jederzeit den 
angekündigten Referenten durch eine gleich fach-
kundige Person austauschen. 

3. Liegen wichtige Gründe vor,  z.B. Verhinderung des 
Referenten, kann bpi  jederzeit gegen Rückerstat-
tung der Seminargebühren eine Veranstaltung aus-
fallen lassen. bpi wird in solchen Fällen bemüht 
sein, Ersatztermine anzubieten. bpi ist verpflichtet, 
dem Auftraggeber die Absage eines Termins recht-
zeitig schriftlich mitzuteilen. 

4. Die Rechnungsstellung für die Schulungsveran-
staltung erfolgt gleichzeitig als Auftragsbestätigung. 

5. Der Auftraggeber kann eine abgegebene Anmel-
dung jederzeit durch eine andere als die angemel-
dete Person wahrnehmen lassen. 

6. Der Auftraggeber kann ohne weitere Kosten von 
der Anmeldung bis zu vier Wochen vor der Schu-
lungsveranstaltung zurücktreten. Erfolgt der Rück-
tritt nach diesem Zeitpunkt, ist der Auftraggeber 
verpflichtet, eine Stornogebühr in Höhe von 25 % 
des Seminarbeitrages zu bezahlen. Der Rücktritt 
muss in jedem Fall schriftlich erfolgen. 

7. Von bpi auf Wunsch des Auftraggebers vorge-
nommene Hotelreservierungen erfolgen stets im 
Auftrag, im Namen und auf Rechnung des Auf-
traggebers. bpi erbringt diese Leistung als reine 
Gefälligkeitsleistung. 

 
 

D. Schlussbestimmungen 

 

§ 21 Schriftform, Gerichtsstand 

1. Alle Änderungen und Ergänzungen des Vertrages 
bedürfen zur Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches 
gilt für die Aufhebung des Schriftformerfordernis-
ses. Die Textform ist hierfür nicht ausreichend. 

2. Handelsvertreter von bpi haben keine rechtsge-
schäftliche Vollmacht von bpi. 

3. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten im Zusam-
menhang mit diesem Vertragsverhältnis ist Biele-
feld, wenn der Auftraggeber Kaufmann oder 
gleichgestellt ist. bpi ist auch berechtigt, die Klage 
bei dem Gericht zu erheben, das für den Sitz des 
Auftraggebers allgemein zuständig ist.  

4. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland mit Ausnahme der UNCITRAL-
Kaufgesetze. 


